
 

  

S 27 SO 184/15

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Sozialgericht Frankfurt
Sachgebiet Sozialhilfe
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Krankenkostzulage

Hygienezulage
Empfehlungen des Deutschen Vereins zur
Gewährung von Krankenkostzulagen in
der Sozialhilfe
ernährungsbedingter Mehrbedarf
Heraufholen von Prozessresten
Auslegung
Anerkenntnisurteil 

Leitsätze Kostenaufwändiger ist eine Ernährung,
die von dem im Regelbedarf umfassten
typisierten Bedarf abweicht und von
diesem nicht gedeckt ist. Dies ist
grundsätzlich nur bei einer besonderen,
von der Vollkost abweichenden
Ernährungsform der Fall, die ein
medizinisch begründetes besonderes
Ernährungsbedürfnis erfordert.

Die Empfehlungen des Deutschen Vereins
zur Gewährung von Krankenkostzulagen
in der Sozialhilfe können hierbei als
Orientierungshilfe herangezogen werden.
Von diesen darf in fachlich begründeten
Fällen abgewichen werden.  

Normenkette § 101 SGG
§ 140 SGG
§ 27a Abs. 4 SGB 
§ 30 Abs. 5 SGB
42 Nr. 2 SGB
47 SGB
70 SGB
61 ff. SGB XII
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2. Instanz

Aktenzeichen L 4 SO 45/20
Datum 22.02.2023

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des KlÃ¤gers und entsprechend des Teilanerkenntnisses der
Beklagten vom heutigen Tag werden der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Frankfurt a. Main vom 20. Januar 2020 und die Bescheide der Beklagten vom 6.
Februar 2013 und vom 3. September 2013 jeweils in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 29. Juni 2015 sowie vom 7. August 2014,
abgeÃ¤ndert durch den Bescheid vom 6. November 2014 und in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 20. April 2016 abgeÃ¤ndert und die Beklagte
verurteilt, dem KlÃ¤ger fÃ¼r den Zeitraum von Februar 2013 bis 9. Dezember 2014
eine Krankenkostzulage i.H.v. 10 % des Eckregelsatzes und vom 10. Dezember
2014 bis September 2015 eine Krankenkostzulage i.H.v. 10 % der Regelbedarfsstufe
1 zu gewÃ¤hren.

Im Ã�brigen wird die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts Frankfurt a. Main vom 20. Januar 2020 zurÃ¼ckgewiesen.

Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger ein Drittel der zur zweckentsprechenden
Rechtsverfolgung entstandenen notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Klage- und Berufungsverfahrens zu erstatten

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die BerÃ¼cksichtigung eines Mehrbedarfs fÃ¼r
kostenaufwÃ¤ndige ErnÃ¤hrung (Krankenkostzulage â�� KKZ -) und einer
Hygienezulage bei der Berechnung der Leistungen von Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung nach dem Sozialgesetzbuch ZwÃ¶lftes Buch â�� Sozialhilfe
â�� (SGB XII).

Der 1948 geborene KlÃ¤ger leidet u.a. an BeinfunktionsstÃ¶rungen, einer
NervenstÃ¶rung der GliedmaÃ�en, einer SpeiserÃ¶hren- und Magenkrankheit, einer
Hauterkrankung und einer FunktionsstÃ¶rung der WirbelsÃ¤ule mit Ausstrahlungen
(Bl. 22, 79 der Verwaltungsakte der Beklagten â�� VA -, Bescheide des Hessischen
Amtes fÃ¼r Versorgung und Soziales Frankfurt vom 5. MÃ¤rz 2009 und vom 28.
September 2009) und bezieht von der Beklagten seit 2009 SGB XII-Leistungen
(Bescheid der Beklagten vom 31. August 2009, Bl. 33 der VA der Beklagten). Seit
dem Bescheid des Hessischen Amtes fÃ¼r Versorgung und Soziales Frankfurt vom
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28. September 2009 verfÃ¼gt er Ã¼ber einen Grad der Behinderung (GdB) von 100
und die Merkzeichen G und B.

Am 3. September 2009 stellte der KlÃ¤ger bei der Beklagten erstmals einen Antrag
auf GewÃ¤hrung einer KKZ. Zur BestÃ¤tigung seines Vorbringens legte er eine
Ã¤rztliche Bescheinigung seines Hausarztes, Dr. B., vom 1. September 2009 vor,
wonach er an HyperlipidÃ¤mie und HypercholesterinÃ¤mie leide, die diÃ¤tisch mit
fettreduzierten Nahrungsmitteln behandelt wÃ¼rden. Nach einer Stellungnahme
von Dr. E. (Stadtgesundheitsdienst, amtsÃ¤rztlicher Dienst) hierzu vom 18.
September 2009, wonach keine Erkrankung vorliege, die nach den derzeit
geltenden Richtlinien eine kostenintensivere ErnÃ¤hrung erfordere, lehnte die
Beklagte mit Bescheid vom 29. September 2009 die KKZ ab (Bl. 67 der VA der
Beklagten). Die Ablehnung beziehe sich auf die Krankheitsbilder HyperlipidÃ¤mie
und HypercholesterinÃ¤mie. FÃ¼r das Krankheitsbild Zervikale Myleopathie
mÃ¼sse eine Ã¤rztliche Stellungnahme erfolgen, wozu die Beklagte dem KlÃ¤ger
entsprechende AntrÃ¤ge zur VerfÃ¼gung stellte.Â 

Unter dem 24. September 2009 stellte der KlÃ¤ger einen Antrag auf GewÃ¤hrung
einer Hygienepauschale, da er einen besonderen Bedarf an KÃ¶rperpflege,
Reinigungs- und Desinfektionsmitteln aufgrund seiner Erkrankung Zervikale
Myleopathie bei Tetraparese und Akne Inversa habe. Aus den Attesten der
FachÃ¤rzte ergebe sich, dass er bedingt aus den bei ihm bestehenden
Erkrankungen unter NachtschweiÃ�, HautausschlÃ¤gen, Pilzbefall und DurchfÃ¤llen
leide. Dies habe zudem einen hohen Wasserverbrauch und WÃ¤scheverschleiÃ� zur
Folge. Mit Bescheid vom 5. Oktober 2009 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger einen
Mehrbedarfszuschlag ab dem 1. September 2009.

Unter dem 26. Oktober 2009 stellte der KlÃ¤ger bei der Beklagten erneut einen
Antrag auf GewÃ¤hrung einer KKZ und einer Hygienepauschale. Mit Bescheid vom
13. November 2009 wies die Beklagte darauf hin, dass ihm mit Schreiben vom 29.
September 2009 die AntrÃ¤ge fÃ¼r den Mehrbedarf Zervikale Myleopathie fÃ¼r
eine Stellungnahme des behandelnden Arztes Ã¼bersandt worden seien. Sobald
der Arzt diese AntrÃ¤ge ausgefÃ¼llt habe und ein RÃ¼cklauf erfolgt sei, kÃ¶nne
erst entschieden werden, ob ein Mehrbedarf wegen kostenaufwÃ¤ndiger
ErnÃ¤hrung bestehe. Ein Anspruch auf eine Hygienepauschale bestehe nur bei einer
AIDS-Erkrankung. Sollte eine solche bei dem KlÃ¤ger vorliegen, seien
entsprechende Nachweise vorzulegen. Gegen den Bescheid vom 13. November
2009 erhob der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 12. Dezember 2009 Widerspruch. Im
Februar 2011 legte die ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers mit einer
Sachstandsanfrage einen Arztbrief von Dr. D., Facharzt fÃ¼r Neurochirurgie, vom 2.
September 2010 an das Sozialgericht Frankfurt am Main zu dem Az.: S 11 VE 36/09
vor. Nach Einholung einer erneuten Stellungnahme von Dr. E. vom 8. April 2011
hierzu lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 13. April 2011 die GewÃ¤hrung einer
KKZ ab. Die Erkrankung des KlÃ¤gers (HyperlipidÃ¤mie) erfordere keine spezielle
Kostform, die zu erheblichen Mehrkosten fÃ¼hre. FÃ¼r die Beurteilung der
Notwendigkeit einer Hygienezulage seien aktuelle Angaben erforderlich. Die
eingereichten Unterlagen beruhten auf Konsultationen am 13. Oktober 2009 und
16. Oktober 2009. Hiergegen erhob der KlÃ¤ger am 13. Mai 2011 Widerspruch und

                             3 / 11



 

legte im September 2012 einen Arztbrief aus dem Klinikum der Goethe-UniversitÃ¤t
Frankfurt a. Main vom 23. Dezember 2011 nebst einer Ã¤rztlichen Bescheinigung
aus dem Schmerzzentrum Frankfurt vom 18. Juni 2012 vor. Mit Bescheid vom 15.
Oktober 2012 lehnte die Beklagte erneut eine KKZ ab (Bl. 249 der VA).Â 

Mit Bescheid vom 6. Februar 2013 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung fÃ¼r den Zeitraum vom 1.
Februar 2013 bis zum 30. September 2013 ohne BerÃ¼cksichtigung einer KKZ und
einer Hygienezulage. Hiergegen erhob der KlÃ¤ger am 24. Februar 2013
Widerspruch. Zur BegrÃ¼ndung wies er darauf hin, dass bei der Beklagten
offensichtlich ernsthafte und schwerwiegende Probleme bei der Anwendung der
geltenden Rechtsprechung zum SGB XII, insbesondere bei Mehrbedarfen,
bestÃ¼nden. Alle AntrÃ¤ge seien durch fachÃ¤rztliche Zeugnisse glaubhaft
gemacht.

Mit Bescheid vom 3. September 2013 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung fÃ¼r den Zeitraum vom 1.
Oktober 2013 bis zum 30. September 2014 ohne BerÃ¼cksichtigung einer KKZ und
einer Hygienezulage. Hiergegen erhob der KlÃ¤ger unter dem 4. Oktober 2013
Widerspruch mit der BegrÃ¼ndung, dass seine anspruchsbegrÃ¼ndenden AntrÃ¤ge
von 2008 bis 2013 auf Bewilligung von Mehrbedarfen keinen Aufschub mehr
duldeten. Mit Widerspruchsbescheid vom 29. Juni 2015 wies die Beklagte die
WidersprÃ¼che des KlÃ¤gers vom 24. Februar 2013 gegen den Bescheid vom 6.
Februar 2013 und vom 4. Oktober 2013 gegen den Bescheid vom 3. September
2013 zurÃ¼ck. Es sei weder vorgetragen noch ersichtlich, dass bei der Berechnung
der Leistungen fÃ¼r den KlÃ¤ger ein Fehler unterlaufen sei. Die Frage des
Mehrbedarfes fÃ¼r eine kostenaufwÃ¤ndige ErnÃ¤hrung sei mit
bestandskrÃ¤ftigem Bescheid vom 15. Oktober 2012 verbindlich und abschlieÃ�end
entschieden worden. Werde dieser Zuschlag, so wie hier, nicht bezogen auf einen
bestimmten Bewilligungszeitraum abgelehnt, wirke der Verwaltungsakt auch fÃ¼r
weitere Bewilligungsabschnitte.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 29. Juli 2015 Klage zum Sozialgericht Frankfurt
erhoben (S 27 SO 184/15).

Mit Bescheid vom 16. September 2014 wurde von dem Hessischen Amt fÃ¼r
Versorgung und Soziales Frankfurt dem KlÃ¤ger Versorgung nach dem
OpferentschÃ¤digungsgesetz (OEG) i.V.m. dem Bundesversorgungsgesetz (BVG)
mit einem Grad der SchÃ¤digung (GdS) von 70 anerkannt (Bl. 458, 459, 520 der VA
der Beklagten). Das Hessische Amt fÃ¼r Versorgung und Soziales Frankfurt a. Main
bewilligte dem KlÃ¤ger zudem mit Bescheid vom 16. September 2014 ab dem 1.
August 2008 eine Ausgleichsrente. Aufgrund eines von dem KlÃ¤ger
angenommenen Anerkenntnisses des Hessischen Amtes fÃ¼r Versorgung und
Soziales Frankfurt a. Main vom Juni 2017 wurde der GdS bei dem KlÃ¤ger auf 100
festgesetzt.Â 

Mit Bescheid vom 7. August 2014, abgeÃ¤ndert durch den Bescheid vom 6.
November 2014, bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger Grundsicherung im Alter und
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bei Erwerbsminderung fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Oktober 2014 bis zum 30.
September 2015 ohne BerÃ¼cksichtigung einer KKZ und einer Hygienezulage.
Hiergegen erhob der KlÃ¤ger am 4. September 2014 und am 1. Dezember 2014
Widerspruch und wies erneut darauf hin, dass die Beklagte verpflichtet sei, die
durch Ã¤rztliche Atteste nachgewiesenen Mehrbedarfe (Mehrbedarf fÃ¼r
kostenaufwÃ¤ndige ErnÃ¤hrung, zusÃ¤tzliche Energiepauschale, Beihilfe zur
vorbeugenden Gesundheitsbeihilfe, Hygienepauschale) zu gewÃ¤hren. Unter dem 4.
September 2014 reichte der KlÃ¤ger Ã¤rztliche Unterlagen von Dr. B., Facharzt
fÃ¼r Allgemeinmedizin, Akupunktur, Schmerztherapie und Diabetologie, vom 6. Juni
2014 und von Dr. S., Facharzt fÃ¼r AnÃ¤sthesiologie, Spezielle Schmerztherapie
und Palliativmedizin, vom 3. Juni 2014 zur Verwaltungsakte der Beklagten. Mit
Widerspruchsbescheid vom 20. April 2016 wies die Beklagte die WidersprÃ¼che des
KlÃ¤gers vom 1. September 2014 gegen den Bescheid vom 7. August 2014 in der
Gestalt des Ã�nderungsbescheides vom 6. November 2014 und vom 30. November
2014 gegen den Ã�nderungsbescheid vom 6. November 2014 zurÃ¼ck. Ein
hÃ¶herer Leistungsanspruch ergebe sich nicht auf Grundlage eines
Mehrbedarfszuschlages fÃ¼r kostenaufwÃ¤ndige ErnÃ¤hrung nach Â§ 30 Abs. 5
SGB XII. Ã�ber diese Frage sei mit bestandskrÃ¤ftigem Bescheid vom 15. Oktober
2012 verbindlich und abschlieÃ�end entschieden worden. Ein hÃ¶herer
Leistungsanspruch ergebe sich zudem nicht im Hinblick auf die geltend gemachten
Mehrkosten fÃ¼r Gesundheitsvorsorge, Hygiene und Energie. Die anfallenden
Kosten hierfÃ¼r seien mit der pauschaliert gewÃ¤hrten Regelleistung nach Â§ 42
Nr. 1 i.V.m. Â§ 27a SGB XII abgegolten. Der KlÃ¤ger habe seine monatlichen
Ausgaben fÃ¼r Gesundheitsvorsorge, Hygiene und Energie durch Umschichtungen
aus der ihm in gesetzlicher HÃ¶he gewÃ¤hrten Regelleistung zu bestreiten.Â 

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 9. Mai 2016 Klage zum Sozialgericht Frankfurt am
Main erhoben (S 27 SO 102/16). Mit Beschluss vom 6. Februar 2017 hat das
Sozialgericht Frankfurt a. Main das Verfahren S 27 SO 102/16 mit dem Verfahren S
27 SO 184/15 zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung bei dem FÃ¼hren
des Verfahrens S 27 SO 184/15 verbunden. Zur BegrÃ¼ndung hat der KlÃ¤ger
vorgetragen, dass er einen Rechtsanspruch auf die beantragten Mehrbedarfe habe.
Dies sei durch die von ihm vorgelegten fachÃ¤rztlichen Befundberichte und
Ã¤rztlichen Ã�uÃ�erungen belegt, die von der Beklagten nicht gewÃ¼rdigt worden
seien. Zudem rÃ¼ge er das rechtswidrig Ã¼berlange Widerspruchsverfahren aus
2013 bis heute. Zur BestÃ¤tigung seines Vorbringens hat der KlÃ¤ger ein
Ã¤rztliches Attest von Dr. S. vom 2. September 2019 vorgelegt. Die Beklagte hat im
Klageverfahren an ihrer Rechtsauffassung, dass der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf
hÃ¶here Leistungen durch Mehrbedarfe habe, festgehalten. Nach AnhÃ¶rung der
Beteiligten hat das Sozialgericht mit Gerichtsbescheid vom 20. Januar 2020 die
Klagen abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt das Sozialgericht aus, dass der
KlÃ¤ger fÃ¼r den streitigen Zeitraum Februar 2013 bis September 2015 keinen
Anspruch auf BerÃ¼cksichtigung einer KKZ und einer Hygienezulage habe. Es
kÃ¶nne unentschieden bleiben, ob sich dies bereits aus dem bestandskrÃ¤ftigen
Bescheid vom 15. Oktober 2012 ergebe, durch den die GewÃ¤hrung eines
Mehrbedarfszuschlages fÃ¼r kostenaufwÃ¤ndige ErnÃ¤hrung gemÃ¤Ã� Â§ 30 Abs.
5 SGB XII abgelehnt worden sei. Jedenfalls bedinge die HyperlipidÃ¤mie keine
besondere kostenintensive ErnÃ¤hrungsweise, wie die Ã�rztin Dr. E.
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(Stadtgesundheitsamt) in ihrer Ã¤rztlichen Stellungnahme vom 8. April 2011
Ã¼berzeugend ausgefÃ¼hrt habe. Weitere Erkrankungen, die eine KKZ
rechtfertigen wÃ¼rden, seien fÃ¼r das Gericht nicht erkennbar. Der KlÃ¤ger habe
im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum auch keinen Anspruch auf BerÃ¼cksichtigung
einer Hygienezulage. Aus den Ã¤rztlichen Attesten der behandelnden Ã�rzte
ergÃ¤ben sich keine Anhaltspunkte, dass der KlÃ¤ger hÃ¶here Aufwendungen fÃ¼r
Hygieneartikel habe. Weitere aussagekrÃ¤ftige Atteste habe der KlÃ¤ger nicht
vorgelegt.

Gegen den dem KlÃ¤ger am 22. Januar 2020 zugestellten Gerichtsbescheid hat der
KlÃ¤ger am 21. Februar 2020 Berufung bei dem Hessischen Landessozialgericht
eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung weist er darauf hin, dass sich aus seiner eingereichten
ErklÃ¤rung ergebe, dass er eine Ã�berprÃ¼fung des hochgradig absurden
Gerichtsbescheides begehre, da diesem sachfremde ErwÃ¤gungen und eine grobe
FehleinschÃ¤tzung zugrunde lÃ¤gen. Zur BestÃ¤tigung seines Vorbringens legt der
KlÃ¤ger u.a. eine Ã¤rztliche Stellungnahme aus dem Schmerzzentrum Frankfurt, Dr.
S., vom 28. Januar 2020, vom 23. Februar 2021, vom 29. September 2022 und
erneut die Ã¤rztliche Stellungnahme von Dr. S. vom 2. September 2019 nebst
einem Arztbrief aus dem UniversitÃ¤tsklinikum Frankfurt a. Main vom 1. August
2022 vor.

Im Rahmen der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 22. Februar 2023 hat die Beklagte
sich bereit erklÃ¤rt, die Bescheide der Beklagten vom 6. Februar 2013 und 3.
September 2013 jeweils in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 29. Juni
2015 sowie vom 7. August 2014, abgeÃ¤ndert durch den Bescheid vom 6.
November 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 20. April 2016
abzuÃ¤ndern und dem KlÃ¤ger fÃ¼r den Zeitraum von Februar 2013 bis 9.
Dezember 2014 eine Krankenkostzulage i.H.v. 10 % des Eckregelsatzes und vom
10. Dezember 2014 bis September 2015 eine Krankenkostzulage i.H.v. 10 % der
Regelbedarfsstufe 1 zu gewÃ¤hren.Â 

Der KlÃ¤ger beantragt (sinngemÃ¤Ã�),
den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Frankfurt a. Main vom 20. Januar 2020
aufzuheben und die Bescheide der Beklagten vom 6. Februar 2013 und vom 3.
September 2013 jeweils in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 29. Juni
2015 sowie vom 7. August 2014, abgeÃ¤ndert durch den Bescheid vom 6.
November 2014 und in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 20. April 2016
abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu verurteilen, bei der Berechnung der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung fÃ¼r den Zeitraum von Februar
2013 bis September 2015 eine KKZ und eine Hygienezulage nebst vorbeugender
Gesundheitshilfe, Haushaltshilfe und Hilfe zur Pflege zu berÃ¼cksichtigen bzw. zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen soweit sie Ã¼ber das Teilanerkenntnis vom 22.
Februar 2023 hinausgeht.

Sie hÃ¤lt den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Frankfurt a. Main fÃ¼r zutreffend.

                             6 / 11



 

Mit VerfÃ¼gung vom 14. Februar 2023 hat der Senat von dem KlÃ¤ger weitere
medizinische Unterlagen (Pflegegutachten) und Angaben zu den von ihm
verauslagten monatlichen Ausgaben nebst Belegen hierzu angefordert.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes nimmt der Senat auf
die VerwaltungsvorgÃ¤nge der Beklagten (4 BÃ¤nde) nebst der Gerichtsakte und
der beigezogenen Akte aus dem Verfahren S 20 SO 120/10 Bezug, die Gegenstand
der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Der Senat konnte trotz des Nichterscheinens des KlÃ¤gers zur mÃ¼ndlichen
Verhandlung am 22. Februar 2023 entscheiden, da dieser mit der Ladung hierauf
hingewiesen wurde, Â§ 126 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

Die zulÃ¤ssige Berufung ist auch in dem tenorierten Umfang begrÃ¼ndet.Â 

Streitgegenstand im Berufungsverfahren ist zunÃ¤chst die GewÃ¤hrung einer KKZ
und einer Hygienezulage in dem Zeitraum vom Februar 2013 bis September 2015.
Die von dem KlÃ¤ger schriftsÃ¤tzlich am 24. September 2015 vor dem Sozialgericht
zudem begehrten Leistungen der vorbeugenden Gesundheitshilfe (Â§ 47 SGB XII),
Haushaltshilfe (Â§ 70 SGB XII) und Hilfe zur Pflege (Â§Â§ 61 ff SGB XII) sind nicht
Gegenstand des Berufungsverfahrens geworden. Hierbei handelt es sich um
abtrennbare StreitgegenstÃ¤nde, Ã¼ber die das Sozialgericht nicht entschieden
hat. Die von dem KlÃ¤ger geltend gemachten weiteren AnsprÃ¼che sind von dem
Sozialgericht versehentlich Ã¼bergangen worden. Ob dies der Fall ist, ist durch
Auslegung des Tenors und der EntscheidungsgrÃ¼nde, Â§ 133 BÃ¼rgerliches
Gesetzbuch â�� BGB -, zu ermitteln (Bundessozialgericht, Beschluss vom 2. April
2014, B 3 KR 3/14 B, Rdnr. 10, zitiert nach juris; Keller in: Meyer-Ladewig, Keller,
Leitherer, Schmidt, SGG, Kommentar, 13. Auflage 2020, Â§ 140 Rdnr. 2 m.w.N.). Bei
einem klageabweisenden Urteil wie vorliegend belegt das Schweigen der
EntscheidungsgrÃ¼nde zu dem Antrag bzw. den AntrÃ¤gen, dass eine
Entscheidung nicht ergangen ist, wenn dieser bzw. diese auch im Tatbestand
Ã¼bergangen wurden. Ein â��Heraufholen von Prozessrestenâ�� scheidet
vorliegend aus. Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts und
verbreiteter Auffassung in der Literatur kann ein versehentlich Ã¼bergangener
Anspruch bei einem Urteil, das als Vollendurteil gedacht war, aber nicht den
gesamten Streitgegenstand erfasst, aus GrÃ¼nden der ProzessÃ¶konomie im Wege
des â��Heraufholens von Prozessrestenâ�� Gegenstand des Berufungsverfahrens
werden (vgl. zum Streitstand: Keller, a.a.O., Â§ 140 Rdnr. 2ff. bei Fristablauf zur
UrteilergÃ¤nzung nach Â§ 140 SGG). Der Beklagtenvertreter hat im Rahmen der
mÃ¼ndlichen Verhandlung am 22. Februar 2023 ausdrÃ¼cklich widersprochen,
dass der Prozessstoff der vorbeugenden Gesundheitshilfe (Â§ 47 SGB XII),
Haushaltshilfe (Â§ 70 SGB XII) und Hilfe zur Pflege (Â§Â§ 61 ff SGB XII) im
Berufungsverfahren verhandelt und entschieden wird. Insoweit sind von dem
KlÃ¤ger die Verwaltungs- und Vorverfahren nicht durchgefÃ¼hrt worden, sodass
GrÃ¼nde der ProzessÃ¶konomie eindeutig gegen ein â��Heraufholen von
Prozessrestenâ�� sprechen.
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Die Beklagte war entsprechend ihres Teilanerkenntnisses vom 22. Februar 2023,
das der KlÃ¤ger nicht angenommen hat, zu verurteilen. Nach Â§ 101 Abs. 2 SGG
erledigt nur das angenommene Anerkenntnis des mit der Klage geltend gemachten
Anspruchs den Rechtsstreit in der Hauptsache. Ein nicht angenommenes
Anerkenntnis bleibt gleichfalls eine ProzesserklÃ¤rung, wenngleich es als solches
den Rechtsstreit nicht in der Hauptsache erledigt. Dennoch bindet das dem Gericht
erklÃ¤rte Anerkenntnis auch ohne seine Annahme den ErklÃ¤renden.
Dementsprechend hat auch im sozialgerichtlichen Verfahren auf ein nicht
angenommenes Anerkenntnis ein Anerkenntnisurteil (Â§ 202 S. 1 SGG i.V.m. Â§ 307
Zivilprozessordnung â�� ZPO -) zu ergehen (stÃ¤ndige Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts, Urteil vom 8. September 2015, B 1 KR 1/15 R, zitiert nach
juris, Rdnr. 12 m.w.N.).

Rechtsgrundlage fÃ¼r die GewÃ¤hrung von ernÃ¤hrungsbedingtem Mehrbedarf im
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum ist Â§ 42 Nr. 2 i.V.m. Â§ 30 Abs. 5 SGB XII in der
Fassung des Gesetzes vom 24. MÃ¤rz 2011 (BGBl I 453, gÃ¼ltig ab dem 1. Januar
2011 bis zum 31. Dezember 2019). Danach wird fÃ¼r Kranke, Genesende,
behinderte Menschen oder von einer Krankheit oder von einer Behinderung
bedrohte Menschen, die einer kostenaufwÃ¤ndigen ErnÃ¤hrung bedÃ¼rfen, ein
Mehrbedarf in angemessener HÃ¶he anerkannt. KostenaufwÃ¤ndiger im Sinne des 
Â§ 30 Abs. 5 SGB XII ist eine ErnÃ¤hrung, die von dem im Regelbedarf umfassten
typisierten Bedarf abweicht und von diesem nicht gedeckt ist (Bundessozialgericht,
Urteil vom 20. Februar 2014, B 14 AS 65/12 R, SozR 4-4200 Â§ 21 Nr. 17). Da eine
VollkosternÃ¤hrung vom Regelbedarf gedeckt ist (vgl. auch Bundessozialgericht,
Urteil vom 10. Mai 2011, B 4 AS 100/10 R, SozR 4-4200 Â§ 21 Nr. 12), besteht eine
kostenaufwÃ¤ndige ErnÃ¤hrung grundsÃ¤tzlich nur bei einer besonderen, von der
Vollkost abweichenden ErnÃ¤hrungsform (Bundessozialgericht, Urteil vom 20.
Februar 2014, B 14 AS 65/12 R, SozR 4-4200 Â§ 21 Nr. 17). Erforderlich ist ein
medizinisch begrÃ¼ndetes besonderes ErnÃ¤hrungsbedÃ¼rfnis (vgl.
Bundessozialgericht, Urteile vom 14. Februar 2013, B 14 AS 48/12 R â�� SozR
4-4200 Â§ 21 Nr. 15 Rdnr. 12 und vom 20. Januar 2016, B 14 AS 8/15 R â�� SozR
4-4200 Â§ 21 Nr. 25 Rdnr. 15). Dieses liegt vor, wenn mit der RegelernÃ¤hrung
bestimmte Inhaltsstoffe nicht vermieden werden kÃ¶nnen, sodass aus
physiologischen GrÃ¼nden ein objektiver Bedarf an einer besonderen ErnÃ¤hrung
bedingt ist, die auf einer spezifischen ErnÃ¤hrungsempfehlung beruht
(Bundessozialgericht, Urteil vom 14. Februar 2013, a.a.O., Rdnr. 15;
Bundessozialgericht, Urteil vom 20. Februar 2014, a.a.O., Rdnr. 19, 29; Urteil vom
20. Januar 2016, B 14 AS 8/15 R â�� SozR 4-4200 Â§ 21 Nr. 25 Rdnr. 15).

Bei den von dem Hausarzt des KlÃ¤gers im Rahmen des Erstantrages auf die
GewÃ¤hrung einer KKZ mitgeteilten Erkrankungen des KlÃ¤gers HyperlipidÃ¤mie
und HypercholesterinÃ¤mie, die mittels einer DiÃ¤t durch fettreduzierte
Nahrungsmittel behandelt werden (Ã¤rztliche Stellungnahme Dr. B. vom 1.
September 2009, Bl. 63 der VA der Beklagten), begrÃ¼nden keinen Mehrbedarf.
Diese erfordern diÃ¤tisch eine Vollkost bzw. eine individuell angepasste Vollkost
entsprechend den â��Empfehlungen des Deutschen Vereins zur GewÃ¤hrung von
Krankenkostzulagen in der Sozialhilfeâ�� vom 1. Oktober 2008 bzw. 10. Dezember
2014. Bei diesen handelt es sich zwar nicht um antizipierte
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SachverstÃ¤ndigengutachten, die normÃ¤hnlich angewandt werden kÃ¶nnen. Sie
kÃ¶nnen jedoch als Orientierungshilfe herangezogen werden, von der fachlich
begrÃ¼ndet abgewichen werden darf (vgl. ausfÃ¼hrlich Bundessozialgericht, Urteil
vom 20. Februar 2014, B 14 AS 65/12 R -, SozR 4-4200 Â§ 21 Nr. 17;
Bundessozialgericht, Urteil vom 22. November 2011, B 4 AS 138/10 R â�� SozR
4-4200 Â§ 21 Nr. 14 Rdnr. 18 ff; Bundessozialgericht, Urteil vom 14. Februar 2013, B
14 AS 48/12 R â�� SozR 4-4200 Â§ 21 Nr. 15 Rdnr. 16). Anhaltspunkte fÃ¼r eine
Abweichung sind vorliegend nicht zu erkennen.

Ausweislich der Arztbriefe aus dem Klinikum der Goethe-UniversitÃ¤t vom 23.
Dezember 2011, von Dr. S. aus dem Schmerzzentrum Frankfurt vom 18. Juni 2012
(Bl. 269ff der VA der Beklagten) bzw. 3. Juni 2014 (Bl. 376 der VA der Beklagten),
29. April 2015 (Bl. 6 der GA) und 28. Januar 2020 (Bl. 113 der GA) und dem
Hausarzt des KlÃ¤gers, Dr. B., vom 6. Juni 2014 (Bl. 375 der VA der Beklagten) bzw.
19. MÃ¤rz 2015 (Bl. 8 der GA) und 2. September 2018 (Bl. 114 der GA) leidet der
KlÃ¤ger jedoch zudem unter einem Barrett-Ã�sophagus (Refluxkrankheit), einer
RefluxÃ¶sophagitis (durch MagensaftrÃ¼ckfluss verursachte EntzÃ¼ndung des
unteren Teils der SpeiserÃ¶hre), einer Hiatushernie (AusstÃ¼lpung eines Magenteils
durch das Zwerchfell) und aufgrund einer Zervikalen Myelopathie an
unkontrollierbaren Blasen- und MastdarmstÃ¶rungen. Ausweislich der
â��Empfehlungen des Deutschen Vereins zur GewÃ¤hrung von Krankenkostzulagen
in der Sozialhilfeâ�� vom 10. Dezember 2014 bzw. 1. Oktober 2008 kann bei
verzehrenden (konsumierenden) Erkrankungen mit erheblichen kÃ¶rperlichen
Auswirkungen, wie z.B. fortschreitendem/fortgeschrittenem Krebsleiden, HIV/AIDS,
Multipler Sklerose (degenerative Erkrankung des Zentralnervensystems) sowie
schweren VerlÃ¤ufen entzÃ¼ndlicher Darmerkrankungen wie Morbus Crohn und
Colitis ulcerosa im Einzelfall ein erhÃ¶hter ErnÃ¤hrungsbedarf vorliegen. Gleiches
gilt fÃ¼r andere schwere Erkrankungen, die mit einer gestÃ¶rten
NÃ¤hrstoffaufnahme bzw. NÃ¤hrstoffverwertung â�� Malabsorption/Maldigestion
â�� einhergehen. Ob und gegebenenfalls in welcher HÃ¶he ein Mehrbedarf besteht,
ist im Einzelfall auf der Grundlage des Krankheitsverlaufs und des kÃ¶rperlichen
Zustands der leistungsberechtigten Person zu beurteilen. DafÃ¼r, dass vorliegend
bei dem KlÃ¤ger ein vergleichbares Erkrankungsbild vorliegt, spricht nach den
vorgelegten Unterlagen einiges. BezÃ¼glich der HÃ¶he des Mehrbedarfes folgt die
Rechtsprechung im Wesentlichen den â��Empfehlungen des Deutschen Vereins zur
GewÃ¤hrung von Krankenkostzulagen in der Sozialhilfeâ�� vom 1. Oktober 2008
bzw. 10. Dezember 2014 (SÃ¤chsisches Landessozialgericht, Beschluss vom 15.
Februar 2010, L 3 AS 780/09 NZB â�� zitiert nach juris; Simon in: Schlegel/Voelzke,
jurisPK-SGB XII, 3. Auflage, Stand: 22. November 2022; Â§ 30 SGB XII Rdnr. 127 ff).
Als Regelwerte fÃ¼r KKZ werden vor diesem Hintergrund bei konsumierenden
Erkrankungen, gestÃ¶rte NÃ¤hrstoffaufnahme bzw. NÃ¤hrstoffverwertung 10% des
Eckregelsatzes empfohlen (Empfehlungen 2008) bzw. 10% der Regelbedarfsstufe 1
(Empfehlungen 2014).Â 

Unzutreffend ist die Auffassung der Beklagten, dass durch den Bescheid vom 15.
Oktober 2012 bestandskrÃ¤ftig auch fÃ¼r weitere ZeitrÃ¤ume ein Anspruch des
KlÃ¤gers auf einen Mehrbedarf wegen einer kostenaufwÃ¤ndigen ErnÃ¤hrung
abgelehnt worden sei. Der Bescheid vom 15. Oktober 2012 ist gemÃ¤Ã� Â§ 86 SGG
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Bestandteil des/der von der Beklagten nicht abgeschlossenen
Widerspruchsverfahren gegen die Bescheide vom 13. November 2009 und 13. April
2011 geworden.

Im Ã�brigen war die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen. Als alleinige
Rechtsgrundlage fÃ¼r die begehrte Hygienezulage kommt Â§ 27a Abs. 4 Satz 1
SGB XII in der Fassung des Gesetzes vom 24. MÃ¤rz 2011 (BGBl I 453, gÃ¼ltig vom
1. Januar 2011 bis zum 31. Dezember 2015) i.V.m. Â§Â§ 42 Nr. 2, 37 Abs. 1 SGB XII
in Betracht. Danach wird im Einzelfall der individuelle Bedarf abweichend vom
Regelsatz festgelegt, wenn ein Bedarf ganz oder teilweise anderweitig gedeckt ist
oder unabweisbar seiner HÃ¶he nach erheblich von einem durchschnittlichen
Bedarf abweicht. Kann im Einzelfall ein von den Regelbedarfen umfasster und nach
den UmstÃ¤nden unabweisbar gebotener Bedarf auf keine andere Weise gedeckt
werden, sollen auf Antrag hierfÃ¼r notwendige Leistungen als Darlehen erbracht
werden, Â§ 37 Abs. 1 SGB XII. Mit den Ã�ffnungsklauseln des Â§ 27a Abs. 4 Satz 1
SGB XII und Â§ 37 Abs. 1 SGB XII haben die LeistungstrÃ¤ger ein rechtliches
Instrument an die Hand bekommen, um auf besondere Bedarfssituationen reagieren
zu kÃ¶nnen, die als strukturelle MÃ¤ngel der festgesetzten Regelbedarfe auftreten
bzw. in denen ein von den Regelbedarfen zwar umfasster, im Einzelfall aber nicht
gedeckter Bedarf auf Darlehensbasis ausgeglichen werden kann (vgl. hierzu: Becker
in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, 3. Auflage, Stand: 30. Januar 2023, Â§ 37 Rdnr.
13 und 15). MaÃ�gebend fÃ¼r die Besonderheit einer Bedarfslage ist, dass ein den
Grundrechtsbereich tangierender Bedarf ungedeckt bleibt, der im konkreten
Einzelfall vom Rechtssystem eigentlich gedeckt werden mÃ¼sste (vgl. zu Â§ 73 SGB
XII Bundessozialgericht, Urteil vom 19. August 2010, B 14 AS 13/10 R Rdnr. 18,
zitiert nach juris). Ein Mehrbedarf ist unausweichlich bzw. unabweisbar, wenn ein
Ã¼berdurchschnittlicher Bedarf, abseits eines zu fordernden zeitlichen Moments,
insbesondere nicht durch zumutbare MaÃ�nahmen des HilfeempfÃ¤ngers
(BerÃ¼cksichtigung von EinsparmÃ¶glichkeiten des Leistungsberechtigten)
beseitigt werden kann und auch den Rahmen des im Bereich der Existenzsicherung
Angemessenen nicht Ã¼bersteigt (Gutzler in: Schlegel/Voelzke, a.a.O., Â§ 27a SGB
XII Rdnr. 105).

Vorliegend ist fÃ¼r den Senat nachvollziehbar, dass der KlÃ¤ger aufgrund seines
Erkrankungsbildes insbesondere der Zervikalen Myelopathie mit inkompletter
spastischer Tetraparese mit Blasen- und MastdarmstÃ¶rungen (unkontrollierter
Urin- und Stuhlabgang nebst nÃ¤chtlichen SchweiÃ�ausbrÃ¼chen), wie von ihm
vorgetragen, erhÃ¶hte Bedarfe bei WÃ¤sche, Reinigung und KÃ¶rperpflege hat.
Diesen Mehrbedarf spezifiziert er auf 21 â�¬ monatlich (Widerspruchsschreiben
vom 1. September 2014, Bl. 273 der VA der Beklagten). Es ist fÃ¼r den Senat
angesichts des selbst von dem KlÃ¤ger genannten Betrages nicht zu erkennen, dass
die entstehenden Kosten von ihm nicht aus den ihm zur VerfÃ¼gung stehenden
Mitteln erbracht werden kÃ¶nnen. Denn mit der GewÃ¤hrung der
Regelbedarfsleistung verfÃ¼gt der Leistungsberechtigte Ã¼ber die finanziellen
Mittel zur Beschaffung und hat insbesondere im Rahmen der vorrangig
einzusetzenden Einsparpotenziale (Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 9. Februar
2010, 1 BvL 1/09, 1 BvL 3/09, 1 BvL 4/09, Rdnr. 205 â�� zitiert nach juris -)
grundsÃ¤tzlich die MÃ¶glichkeit, seine weiteren Bedarfe zu befriedigen.Â 
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Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 SGG
nicht gegeben sind.
Â 

Erstellt am: 28.04.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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